
O K U M E N T E  D E R  P A R T E I

Richtlinien zum Beschluß über die Einführung einer

Kandidatenzeit in der SED
Als Grundlage für diese Richtlinien gilt die Entschließung 

der Ersten Parteikonferenz und der Beschluß des Politbüros vom 
22. Februar 1949 „über die Einführung der Kandidaten für die 
Mitgliedschaft der SED".

I. Die politische Bedeutung dieser Beschlüsse
Die Einführung der Kandidatenschaft in der SED ist von großer 

Bedeutung für die Entwicklung der Partei zu einer Partei neuen 
Typus. Dieser Beschluß hilft der Partei, ihre Rolle als Avantgarde 
der Arbeiterklasse und Führerin der werktätigen Massen im Kampf 
um die Wiederherstellung der nationalen Einheit und Unabhängig­
keit Deutschlands und der Erringung eines gerechten Friedens 
sowie der Festigung und Weiterentwicklung der antifaschistisch­
demokratischen Ordnung erfolgreich zu erfüllen und die Grund­
linie unserer Partei zu verwirklichen. Dieser Beschluß wird der 
Partei helfen, die ideologische und organisatorische Einheit und 
Geschlossenheit der Partei zu festigen und die Einheit von Wille 
und Tat auf Grund einer disziplinierten Durchführung der Be­
schlüsse durch die Parteieinheiten eines jeden Parteimitgliedes 
und Kandidaten zu gewährleisten.

Die Einführung der Kandidatenzeit gibt uns die Möglichkeit, 
die Reinheit und Sauberkeit der Partei zu sichern, sie vor dem 
unkontrollierten Eindringen kapitalistischer und ideologisch frem­
der Elemente zu schützen vor Karrieristen, die persönlicher Vor­
teile willen Mitglied der SED werden wollen, vor Opportunisten, 
Schumacher-Agenten und Spionen fremder Geheimdienste zu be­
wahren.

Die Kandidatenzeit beträgt für Arbeiter ein Jahr, für alle an­
deren zwei Jahre. Die Einführung der differenzierten Kandidaten­
zeit gibt uns die Möglichkeit, das Wachstum und die soziale Zu­
sammensetzung unserer Partei durch die Konzentrierung unserer 
Werbung auf die besten und treuesten Söhne und Töchter der 
Arbeiterklasse, die Aktivisten der volkseigenen Betriebe, der In­
dustrie und Landwirtschaft, die Jungaktivisten und die fortschritt­
liche Intelligenz zu regulieren. Damit ist das Wachstum und die 
soziale Zusammensetzung der Partei nicht mehr dem Zufall über­
lassen, sondern die Gewähr für eine gesunde Entwicklung der 
Partei gegeben. Damit wird auch der Klassencharakter unserer 
Partei gesichert.

II. Die Aufnahme der Kandidaten
Die Aufnahme der Kandidaten geschieht individuell. Die beiden 

Bürgen, die seine Aufnahme empfehlen, „müssen mindestens zwei 
Jahre Mitglied der Partei sein und den aufnahmesuchenden Kan­
didaten aus seiner Tätigkeit (Betrieb — Massenorganisation — 
Wohnbezirk) genau kennen". Die Bürgen sollen jedoch nicht mit 
ihm verwandt sein. Die Bürgschaft ist in Form einer schriftlichen 
Erklärung zu geben, in der sie kurz die Gründe darlegen, warum 
sie den Aufnahmesuchenden empfehlen. Die Erklärung muß neben 
der Unterschrift der Bürgen ihre Mitgliedsbuchnummer und das 
Datum ihres Eintritts in die Partei enthalten. Die Bürgen sollen 
von der Parteileitung auf ihre Verantwortung der Partei sowie 
dem Kandidaten gegenüber aufmerksam gemacht werden.

Die Aufnahme in die Kandidatenschaft der Partei soll in einer 
Form vor sich gehen, die der Bedeutung dieses Schrittes ent­
spricht. Den Antragstellern sollen die Kandidatenkarten in Mit­
gliederversammlungen feierlich überreicht werden.

Die Leitung jeder Parteiorganisation hat dahin zu wirken, daß 
ein kameradschaftliches Verhältnis zwischen den Mitgliedern und 
Kandidaten herbeigeführt wird. Der Kandidat muß die Gewißheit 
bekommen, daß in unserer Partei die Sorge um den Menschen kein 
leeres Wort ist und ein gutes, aufrichtiges Verhältnis unter den 
Parteimitgliedern besteht. Durch die kollektive Zusammenarbeit 
unter den Genossen selbst und mit den Kandidaten soll den 
letzteren bewußt werden, daß sie der großen Familie der Sozia­
listen angehören und die Mitgliedschaft der SED nicht nur eine 
große Verpflichtung, sondern auch eine große Ehre ist.

Die Grundeinheiten unserer Partei und die Kreisvorstände 
müssen die Aufnahmeanträge der Kandidaten schnellstens prüfen 
und entscheiden, damit die Kandidatenkarten ausgestellt und aus­
gehändigt werden können. Alle in der Vergangenheit bei der Aus­
stellung von Mitgliedsbüchern aufgetretenen Mängel und Schwä­
chen, die nicht zuletzt von einer Gleichgültigkeit gegenüber den

Neueintretenden und von Bürokratismus im Parteiapparat zeugen, 
müssen auf dem schnellsten Wege beseitigt werden, ohne dabei 
die sorgfältige Prüfung und Wachsamkeit zu vernachlässigen.

Gewisse Grenzfälle, die mit der Einführung der Kandidaten­
schaft in der Partei auftreten können, sollen mit der Org.-Abteilung 
des Parteivorstandes beraten und entschieden werden.

Die Aufnahme in die Partei ohne jede Kandidatenschaft oder 
ihre Verkürzung ist in Ausnahmefällen möglich. Das gilt für 
solche Menschen, die sich als Aktivisten beim Aufbau unserer 
Wirtschaft, Verwaltung,* Kultur oder Wissenschaft oder als Funk­
tionär der Massenorganisationen besonders bewährt haben.

Anträge auf Aufnahme in die Partei ohne jede Kandidaten­
schaft oder auf ihre Verkürzung sind von den Grundeinheiten zu 
stellen, bedürfen der Befürwortung des Kreis- und Landesvor­
standes und werden vom Sekretariat des Politbüros beschlossen.

ПІ. Rechte und Pflichten der Kandidaten
a) Rechte:

Die Kandidaten haben die gleichen Rechte wie die Mitglieder, 
mit Ausnahme des Rechts, für die Parteiorgane zu wählen oder 
gewählt zu werden.

An den Parteiversammlungen nehmen die Kandidaten mit be­
ratender Stimme teil, d. h. sie sind berechtigt, sich an der Dis­
kussion der auf der Tagesordnung stehenden Fragen zu beteiligen, 
Kritik zu üben, Vorschläge zu unterbreiten usw. Sie haben jedoch 
nicht das Recht der Abstimmung.

Die Kandidaten bezahlen die gleichen Parteibeiträge wie die 
Mitglieder, die — wie bei den Mitgliedern — nach dem Gesamt­
einkommen berechnet werden.

Die Kandidaten sind berechtigt, das Parteiabzeichen zu tragen.

b) Pflichten:
Die Kandidaten müssen sich mit den Grundsätzen und Zielen 

der SED bekannt machen, an der praktischen Parteiarbeit teil­
nehmen und regelmäßig ihre Parteibeiträge entrichten.

Die Kandidaten sind ebenso wie die Mitglieder verpflichtet, 
immer und überall, wo sie sich befinden, besonders an ihren Ar­
beitsplätzen zu helfen, die Politik der Partei und die Beschlüsse 
der Parteileitungen durchzuführen, die Versammlungen der Partei­
gruppe zu besuchen und die Parteidisziplin zu wahren.

Jeder Kandidat soll sich bemühen, durch vorbildliche Arbeit 
bei der Erfüllung und Durchführung der von der Partei gestellten 
wirtschaftlichen Aufgaben (z. B. Zweijahrplan) den breiten Massen 
der Werktätigen als gutes Beispiel voranzugehen.

Die Kandidaten sollen sich vor allem in der Massenarbeit unter 
den Mitgliedern der Gewerkschaften, VdgB und anderen Massen­
organisationen bewähren. Als Funktionäre dieser Organisationen 
sollen sie im Sinne der Politik der Partei handeln.

Wachsamkeit gegenüber feindlichen Elementen und Agenten, 
um die Partei sowie das Volkseigentum vor Sabotage und anderen 
Schäden zu schützen, ist genau so die Pflicht der Kandidaten, wie 
es die der Mitglieder ist.

Jeder Kandidat ist vor der Parteiorganisation für Verstöße oder 
Vergehen gegen die Grundsätze und Ziele sowie das Statut der 
Partei ebenso verantwortlich wie ein Parteimitglied.

IV. Die Aufgaben der Parteileitungen
Die Einführung der Kandidatenschaft stellt die Grundeinheiten 

unserer Partei vor eine Reihe neuer, wichtiger und sehr verant­
wortlicher Arbeiten. Die Parteileitungen müssen dem Kandidaten 
helfen, sich mit den Grundsätzen und Zielen sowie dem Statut 
vertraut zu machen, seine Fähigkeiten zu entwickeln, seine poli­
tischen und allgemeinen Kenntnisse zu erweitern und sein Bewußt­
sein zu heben. Man muß ihm die Notwendigkeit erläutern, daß ein 
Mitglied unserer Partei überall Beispiel und Vorbild sein muß.

Die Parteileitungen sind verpflichtet, während der Kandidaten­
zeit die persönlichen Eigenschaften des Kandidaten in der Arbeit 
für die Partei und für die Gesellschaft zu erproben und zu ent­
wickeln. Deshalb dürfen die Kandidaten nicht sich selbst über­
lassen werden, sondern müssen von ihren Parteileitungen mit 
konkreten, ihren Fähigkeiten entsprechenden Aufgaben betraut
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